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Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen,

der Vorstand des BVKD e. V. berichtet Ihnen mit dem 
NEWSLETTER Nr. 3 aus der aktuellen Arbeit:

1. Die Koalitionsvereinbarung 

Die Koalitionsvereinbarung von CDU/CSU und FDP ist ge-
schlossen und dies sind die wesentlichen Punkte für die Ver-
sorgung von Menschen mit Diabetes mellitus. Klare Positi-
onen lassen sich im Koalitionsvertrag vermissen, in Bezug 
auf die dringend zu lösenden Fragestellungen der Finanzie-
rung der Gesundheitsleistungen oder des Umfangs der für 
alle Bürgerinnen und Bürger frei zugänglichen Versorgungs-
angebote. Hier sind die Schlaglichter zusammengefasst.

Krankenversicherung:
• Die Bürgerinnen und Bürger müssen sich darauf einstel-

len, mehr – auch fi nanzielle - Eigenverantwortung für ihre 
Gesundheit zu übernehmen. Dabei sollen Anreize zum 
kosten- und gesundheitsbewussten Verhalten gesetzt 
werden.

• Der Wettbewerb auf der Leistungserbringerseite und 
auch auf der Kassenseite soll verstärkt werden, der 
„Einheitskasse“ wird eine klare Absage erteilt. Die Ver-
sicherten sollen sich ihren Krankenversicherungsschutz 
selbst zusammenstellen können, wobei einkommensun-
abhängige Arbeitnehmerbeiträge und eine weitgehende 
Entkoppelung von den arbeitgeberseitigen  Lohnzusatz-
kosten gewollt ist.

• Ein klares Bekenntnis zur privaten Krankenversicherung 
macht sich im Wegfall der 3-jährigen Wartefrist bemerk-
bar. Der frühere Zustand wird wieder hergestellt, nach-
dem ein Arbeitnehmer bei einmaligem Überschreiten der 
Jahresarbeitsentgeltgrenze in die PKV wechseln kann.

• Die Krankenversicherungen sollen mehr Spielraum erhal-
ten, um im Wettbewerb gute Verträge gestalten zu kön-
nen und regionalen Besonderheiten gerecht werden zu 
können.

• Der Morbi-RSA soll reduziert und vereinfacht werden; 
eine Regierungskommission soll das Nähere erarbeiten.

• Kurzfristig sollen die (fi nanz-)krisenbedingten Einnahme-
ausfälle durch Steuermittel und Sparmaßnahmen ausge-
glichen werden.

Krankenhausversorgung:
• Der Prozess der besseren Verzahnung der Sektoren soll 

fortgesetzt werden, allerdings wird kein Hinweis auf kon-
krete Verfahrensschritte gegeben.

• Das Belegarztsystem soll beibehalten werden.
• Das DRG-System bleibt bestehen, jedoch ohne bundes-

einheitliche Preise.
• Die Notfallversorgung soll im DRG-System adäquat ab-

gebildet werden.
• Die Zulassung von Krankenhäusern für die spezialisierte 

ambulante Versorgung wird kritisch überprüft und präzi-
siert.

Rehabilitation:
• Prävention, Rehabilitation und Pfl ege sollen besser auf-

einander abgestimmt werden, wobei Prävention Vorrang 
hat, die schon bei Kindern und Jugendlichen beginnen 
soll.

• Die Versicherten sollen über das Leistungsangebot bes-
ser beraten werden und mehr Wahlmöglichkeiten erhal-
ten.

• Eine Schiedsstelle zwischen Krankenkassen und Reha-
Einrichtungen soll bei Vertragsstreitigkeiten entscheiden.

Niedergelassene Ärzte:
• An der freien Arztwahl wird nicht gerüttelt.
• Die Gründung von MVZs durch Krankenhäuser soll er-

schwert werden; hier wird in erster Linie auf Ärzte als Ge-
schäftsanteilsinhaber gesetzt, lediglich in unterversorgten 
Gebieten ohne interessierte Ärzte sollen Krankenhäuser 
eine Mehrheitsbeteiligung von MVZ-Geschäftsanteilen 
halten können.

• GOÄ soll dem aktuellen Stand der Wissenschaft und 
Kostenentwicklung angepasst werden, die Praxisgebühr 
unbürokratischer erhoben werden.

• Der Anzahl von Hausarztverträgen soll nach 3 Jahren 
überprüft werden, zu DMP-Verträgen fi ndet sich keine 
Aussage.

• Ärztliche Tätigkeiten sollen vermehrt auf andere Berufs-
gruppen delegiert werden können, in unterversorgten Ge-
bieten soll es Anreize zur Arztansiedelung geben.

• Gezielt soll um Arztnachwuchs geworben werden und die 
Allgemeinmedizin in der Ausbildung gestärkt werden.

Arzneimittelversorgung:
• Die Kosten-Nutzen-Bewertungen von (neuen) Arzneimit-

teln soll nach klaren, eindeutigen Kriterien erfolgen; die 
bisherige Prüfungsmethodik des IQWiG soll stringenter 
und transparenter werden.

• Es bleibt beim Arzneimittelvertrieb durch mittelständische 
Apotheken, Versandhandel und sogenannte Pick-up-
Stellen sollen bekämpft und verboten werden.

Selbstverwaltung: 
• Die Selbstverwaltung bleibt; der Spitzenverband Bund 

der GKV soll sich auf die Bereiche konzentrieren, die ge-
meinsam und einheitlich durchgeführt werden müssen.

• Angestrebt wird die Vertretung der Arbeitgeberseite in 
den Verwaltungsräten der GKV.

• Die Kassenärztlichen Vereinigungen erhalten mehr Flexi-
bilität bei der Vergütungsgestaltung.

• Die Bedarfsplanung der ärztlichen Niederlassungen soll 
zielgerichtet weiter entwickelt werden.

• Zum Erhalt der fl ächendeckenden Versorgung werden 
die fachlichen Einwirkungsmöglichkeiten der Länder ge-
prüft.

Telematik:
Vor einer weiteren Umsetzung der neuen Versichertenkarte 
soll eine Bestandsaufnahme der bestehenden Organisations-
strukturen erfolgen.
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Forschung:
die Versorgungsforschung soll systematisch ausgebaut wer-
den.

Rechtl. Rahmen:
Die Anwendbarkeit des allgemeinen Wettbewerbsrechts soll 
im Gesundheitswesen (z. B. bei Rabattverträgen, Kranken-
hausfusionen) überprüft werden.

2. Jobbörse auf der BVKD-Homepage 
Auf der BVKD-Homepage ist die neue Jobbörse eingerich-
tet. Bitte mailen Sie Ihre Stellenangebote an Frau Fischer 
(fi scher@bvkd.de), die über die Homepage eine direkte Ver-
linkung zu Ihrer eigenen Klinikhomepage erstellt. So können  
sich Interessenten leicht einen Überblick verschaffen und Sie 
Ihre Klinik präsentieren. Das Stellenangebot bleibt zwei Mo-
nate bestehen und wird danach automatisch gelöscht. Sie 
haben also keine weitere Mühe mehr damit. 

3. QMKD-Manual 6.0 
Für alle am Qualitätsmanagement für Diabeteseinrichtungen 
interessierte Mitglieder im Mitgliederbereich der Homepage 
zu fi nden. Alle weiteren Interessierten können auf Anfrage 
vom BVKD ein Passwort erhalten und das QMKD-Manual 6.0 
einsehen. 

4. Telefonaktion zum Weltdiabetestag 
Der BVKD führt am Freitag, dem 13.11.2009 in der Zeit von 
16:00 Uhr bis 18:00 Uhr bundesweit ein Expertentelefon für 
alle Fragen von Betroffenen durch. Die Ankündigung der 
Aktion erfolgt über die Redaktion des Focus online und im 
Magazin „Gesund“, das den Regionalzeitungen Hamburger 
Abendblatt, Hannoversche Allgemeine/Neue Presse, 
Leipziger Volkszeitung/Dresdner Neueste Nachrichten beige-
legt wird. 

Als Experten stehen zur Verfügung:

Diabetes für Erwachsene / neue Medikamente / 
Kinder & Jugendliche 

Prof. Dr. med. Michael Nauck
 - Chefarzt

Diabetisches Fußsyndrom
Dr. med. Irfan Vardarli

-  Oberarzt

Diabetes und Psychologie
Dr. phil. Bernhard Kulzer
 - Leitender Psychologe

Diabetes für Erwachsene / Diabetes bei Schwangeren  
Prof. Dr. med. Reinhard Fünfstück

- Chefarzt 
Dr. med. Thomas Werner

- Oberarzt

Diabetes und Hochdruck / Diabetes und Dialyse 
 Dr. med. Ulrich Tholl

- Chefarzt

Diabetes und Fahrerlaubnis / Diabetes und Arbeitswelt
Diabetes und Rehabilitation 

Dr. Hans-Joachim Schwandt 
- Oberarzt

Wir hoffen auf eine rege Beteiligung der Menschen mit 
Diabetes mellitus!

5. Diabetestour 2009
Der BVKD präsentiert sich und nimmt am 29. Nov. 2009 mit 
einem eigenen Stand in der Eilenriedehalle A in Hannover 
teil.

6. Neuer Geschäftsführer 
Der BVKD hat ab dem 15.11.2009 einen neuen Geschäfts-
führer: Herr Dipl.-Kfm. Andreas Spiegler (spiegler@bvkd.de) 
wird den Vorstand unterstützen. 

Herr Prof. Willms und Frau Kätner haben den BVKD zum 
30.09. bzw. 31.10.2009 verlassen. Der Vorstand bedankt sich 
ganz herzlich für die geleistete Arbeit!

Zwar schneit es noch nicht, aber das Jahresende naht mit 
Riesenschritten: 

Ein frohes, gesegnetes Weihnachtsfest und viel Kraft und 
Ausdauer für ein gesundes und erfolgreiches Jahr 2010 

wünscht Ihnen herzlich 
Ihre 

Luitgard Lemmer gemeinsam mit dem gesamten Vorstand 
des BVKD!


